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1 Für hiesige Steuerzahler:innen könnte die verspätete Umsetzung 
der EU-Richtline teuer werden, in ihrer Klage (Vertragsverlet-
zungsverfahren) beantragt die EU-Kommission Strafzahlungen in 
Millionenhöhe.

2 Vgl. hierzu Institut für Menschenrechte: https://www.institut- 
fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/
rechtsprechungsdatenbank-ius-menschenrechte/detail/ 
beschwerde-nr-2827408.

Das neue Hinweisgeber-
schutzgesetz
arbeitnehmerrecht Das Gesetz für einen besseren Schutz hinweis-

gebender Personen – kurz Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) – 

war überfällig. Es handelt sich um die nationale Umsetzung der 

europäischen »Whistleblowing Richtlinie«. Der Beitrag stellt das  

neue Recht, Pflichten und Schutzmechanismen vor.

VO N T.  B E R G E R  U N D  S.  T Ö R K E L

D
as HinSchG soll den Schutz von 
Personen sichern oder verbessern, 
die Verstöße von Arbeitgebern ge-
gen Recht und Gesetz an betrieb-

liche oder externe Meldestellen weitergeben. 
Das neue Gesetz hat auch beträchtliche Be-
deutung für den Arbeitsschutz in Unterneh-
men und Dienststellen. Werden Defizite fest-
gestellt und von Beschäftigten gemeldet, sind 
diese nun besser vor Repressalien durch Ar-
beitgeber oder Vorgesetzte geschützt, wenn die 
Vorgaben des Gesetzes bei der Meldung einge-
halten werden.

Bis zum 17.12. 2021 sollten die Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU) die Vor-
gaben der EU-Richtlinie 2019/1937 (»Whist-
leblowing Richtlinie«) in nationales Recht 
überführen. Wie die meisten EU-Länder hat 
auch Deutschland die Frist verpasst, erst am 
27.7. 2022 lag ein Gesetzesentwurf vor, der im 
Bundesrat abgelehnt wurde. Der im Vermitt-
lungsausschuss erzielte Kompromiss trat am 
2.7. 2023 in Kraft.1

Warum ein Hinweisgeberschutz?

Hinweisgeber:innen droh(t)en Repressalien 
und Benachteiligungen bis hin zur Kündi-
gung. Für hinweisgebende Arbeitnehmer:in-
nen bestand zudem die Gefahr, dass sie durch 
die Aufdeckung von Missständen gegen das 
arbeitsrechtliche Rücksichtnahmegebot aus 
§ 241 Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
verstießen. Es war gesetzlich nicht geregelt, in 
welchen Fällen die Wahrnehmung staatsbür-

gerlicher Pflichten oder die Verschwiegenheits- 
und Loyalitätspflicht gegenüber dem Arbeitge-
ber überwiegen, sodass die Ausgestaltung des 
Hinweisgeberschutzes bisher nur durch die 
Rechtsprechung erfolgte.

Im deutschen Verfahren »Heinisch«, das 
der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR 21.7. 2011 – 28.274/08) verhan-
delte, kam ein Stein ins Rollen: Der Arbeit-
geber hatte die Altenpflegerin Brigitte Heinisch 
fristlos gekündigt, was im Klageverfahren vor 
den deutschen Gerichten rechtskräftig bestä-
tigt wurde. Sie hatte 2003 auf schlimme hygie-
nische Zustände und auf die Unterversorgung 
der Bewohner:innen in einem Heim hinge-
wiesen. Es zeigte sich, dass Whistleblower:in-
nen in Deutschland keinen Schutz hatten und 
der Gang an die Öffentlichkeit riskant war. 
Der EGMR stellte fest, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland einen ungenügenden Schutz 
von »Whistleblowern« (Hinweisgeber:innen) 
hat (oder hatte) und sprach Frau Heinisch ein 
Schmerzensgeld zu. Das Verfahren musste in 
Deutschland neu aufgerollt werden.2

Wie lauten die Gesetzesziele?

In Zukunft soll möglichst niemand mehr 
 davon  abgehalten werden, Rechtsverstöße 
in einem Unternehmen/in einer Behörde zu 
melden, weil persönliche Nachteile drohen. 
Nach der Gesetzesbegründung ist der unzu-
reichende  Schutz von Hinweisgeber:innen 
auszubauen, ihre Rechtssicherheit zu stärken. 
Repressalien, Benachteiligungen oder Vergel-
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3 Weg zur externen Meldestelle des Bundes: 
https://www.bundesjustizamt.de/DE/MeldestelledesBundes/
MeldestelledesBundes_node.html.

tung sollen ausgeschlossen werden. Hinweis-
geber:innen können nach dem Gesetz eher 
abschätzen, wann sie vor Verstößen geschützt 
sind bzw. welche Vorgaben bei einer Meldung 
zu beachten sind. Zugleich treten Richtlinien 
für Arbeitgeber in Kraft, wie Meldungen zu be-
handeln und welche Maßnahmen erforderlich 
sind.

Zentral ist die Pflicht zur Einrichtung von 
Meldestellen. Hinweisgeber:innen haben die 
gleichrangige Wahlmöglichkeit, sich an eine 
interne oder externe Meldestelle zu wenden. 
Externe Stellen sind aber nicht die sonst zu-
ständigen Behörden, also z. B. ein Landesamt 
für Arbeitsschutz, sondern eine neu einge-
richtete Stelle beim Bundesamt für Justiz (vgl. 
auch den Seitenrand S. 28).3

Wer ist Hinweisgeber:in?

Das sind (natürliche) Personen, denen bei der 
beruflichen Tätigkeit oder im Vorfeld (z. B. 
Auszubildende, Bewerber:innen) Informati-
onen über Verstöße in Unternehmen oder 
Dienststellen bekannt werden und diese dann 
an eine gesetzliche Meldestelle weitergeben 
(mehr dazu s. unten). Der Schutz von Azubis 
oder Bewerber:innen geht jedoch nicht so 
weit, dass sie den Abschluss eines Arbeits- 
oder Ausbildungsvertrags einfordern könnten 
(§ 37 Abs. 2 HinSchG). Geschützt sind zudem 
hinweisgebende Personen, deren Arbeitsver-
hältnis beendet wurde. Hinweisgeber können 
neben Beschäftigten auch Externe sein, z. B. 
Leiharbeitskräfte, Praktikant: innen, Selbst-
ständige, Lieferant: innen etc.

Wie sind Hinweisgeber:innen  
geschützt?

Z. B. durch das Verbot von Repressalien und/
oder deren Androhung (nach § 36 HinSchG). 
Erleidet eine Person nach einer Meldung eine 
Benachteiligung bei ihrer beruflichen Tätig-
keit, wird vermutet, dass es sich um eine Re-
pressalie handelt. Art. 19 der EU-Whistleblo-
wing-Richtlinie enthält eine Aufzählung mit 
Beispielen, was eine Repressalie sein kann. 
Die Beispiele können auch Repressalien im 
Sinne des § 36 Abs. 1 HinSchG sein, z. B.:
 · Kündigung, Abmahnung oder vergleichbare 

Maßnahmen
 · Herabstufung oder Versagung einer Beför-

derung

 · Aufgabenverlagerung, Änderung des Arbeits-
orts

 · Gehaltsminderung, Änderung der Arbeits-
zeit

 · negative Leistungsbeurteilung, schlechtes 
Arbeitszeugnis

 · Disziplinarmaßnahmen, Einschüchterung, 
Mobbing

 · Diskriminierung, keine Entfristung des Ar-
beitsvertrags etc.

Beweislastumkehr Das HinSchG setzt in § 36 
Abs. 2 die in der EU-Whistleblower-Richtlinie 
vorgesehene Beweislastumkehr um. Erleidet 
danach eine hinweisgebende Person eine Be-
nachteiligung nach einer Meldung/Offenlegung, 
wird vermutet, dass diese Benachteiligung eine 
verbotene Repressalie ist. Es obliegt dem Ar-
beitgeber zu beweisen, dass sie auf hinreichend 
gerechtfertigten Gründen basierte oder nicht 
auf der Meldung oder Offenlegung beruhte. 
Bei Repressalien sind die Verursacher:innen 
verpflichtet, der hinweisgebenden Person den 
Schaden zu ersetzen (§ 37 Abs. 1 HinSchG). 
Es kann auch ein Ordnungsgeld anfallen, weil 
die interne Meldestelle nicht eingerichtet oder 
wenn die Kommunikation zwischen Hinweis-
geber:innen und Meldestelle behindert wird 
(§ 40 Abs. 2 HinSchG).

Aber Hinweisgeber:innen sind nach § 38 
HinSchG selbst schadensersatzpflichtig, wenn 
aus einer vorsätzlichen oder grob fahrlässi-
gen  Meldung unrichtige Informationen her-
vorgehen. Wissentliche Falschinformationen 
sind eine Ordnungswidrigkeit (§ 40 Abs. 1 
HinSchG).

Wie wird ein Verstoß gemeldet?

Verstöße sind stets an eine nach dem Ge-
setz  vorgesehene Meldestelle zu richten, nur 
dann kann im Sinne des HinSchG gehandelt 
werden und man erlangt dessen Anwendungs- 
und Schutzbereich. Meldungen sind schrift-
lich, mündlich oder auf beiden Wegen an eine 
Meldestelle zu richten. Ein E-Mail-Postfach 
oder einer Telefonnummer kann dafür ausrei-
chen.

Schutz nach dem HinSchG wird nur aus-
gelöst, wenn die hinweisgebende Person zum 
Zeitpunkt der Meldung oder Offenlegung 
hinreichenden Grund zu der Annahme hatte, 
dass die von ihr gemeldeten oder offengeleg-
ten  Informationen der Wahrheit entsprechen, 
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die Informationen Verstöße betreffen, die in 
den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fal-
len, oder die hinweisgebende Person zum Zeit-
punkt der Meldung oder Offenlegung hinrei-
chenden Grund zu der Annahme hatte, dass 
dies der Fall sei. Der Schutz des Gesetzes gilt 
insbesondere,
 · wenn sie eine externe Meldung erstattet ha-

ben und diese nach näheren Vorgaben des 
HinSchG nicht ordnungsgemäß bearbeitet 
wurde

 · oder wenn sie hinreichenden Grund zu der 
Annahme haben, dass der Verstoß wegen ei-
nes Notfalls, der Gefahr irreversibler Schä-
den oder vergleichbarer Umstände eine un-
mittelbare oder offenkundige Gefährdung 
des öffentlichen Interesses darstellen kann

 · wenn bei einer externen Meldung Repres-
salien zu befürchten sind oder Beweismittel 
unterdrückt oder vernichtet werden könn-
ten, Absprachen zwischen der zuständigen 
externen Meldestelle und dem Urheber des 
Verstoßes bestehen könnten oder aufgrund 
sonstiger besonderer Umstände die Aussich-
ten gering sind, dass die externe Meldestelle 
wirksame Folgemaßnahmen nach § 29 Hin-
SchG einleiten wird.

Teilen Arbeitnehmer:innen Informationen 
über Verstöße z. B. im betrieblichen Intra-
net mit, fallen sie nicht unter den Schutz 
des   HinSchG –  soweit nicht ausnahmsweise 
die Voraussetzungen einer Offenlegung vor-
liegen (§ 32 HinSchG). Es genügt auch nicht, 
einen Verstoß nachträglich an die externe Mel-
destelle zu richten.

Ausnahmen Ausgenommen vom Anwen-
dungsbereich des Gesetzes (§ 5 Abs. 2 Hin-
SchG) sind Meldungen, die Vorgaben zur Ge- 
heimhaltung und zum Schutz von Verschluss-
sachen verletzen. Darunter fallen auch das 
richterliche Beratungsgeheimnis, die anwalt-
liche Verschwiegenheitspflicht und die ärzt-
liche Verschwiegenheitspflicht.

Wann wird die Meldestelle eingerichtet?

Die Pflicht zur Einrichtung besteht für Arbeit-
geber mit in der Regel mindestens 50 Beschäf-
tigten. Unternehmen mit in der Regel 50 bis 
249  Beschäftigten können Meldestellen ge-
meinsam einrichten und betreiben. Für die 
verantwortliche Stelle, die fachlich, persön-
lich  und organisatorisch ausreichend unab-

hängig sowie vertrauensvoll sein soll, bietet 
sich die Ansiedlung der Meldestelle im Com-
pliance-Bereich an. Trotz des Begriffs »interne 
Kanäle« ist es möglich, Dritte zu betrauen  – 
wie eine Kanzlei oder eine »Ombudsperson«. 
Wird eine Dritte Stelle als interne Meldestel-
le beauftragt, bleibt der Arbeitgeber nach § 14 
Abs. 1 Satz 2 HinSchG stets verpflichtet, ge-
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um einen 
Verstoß abzustellen.

Anonyme Meldung und Mitbestimmung 
Nach § 16 Abs. 1 Satz 4 HinSchG »sollte« die 
interne Meldestelle auch anonyme Meldungen 
bearbeiten. Doch § 16 Abs. 1 Satz 5 HinSchG 
stellt klar, dass dafür keine Pflicht besteht. Die 
Frage des »Wie« der Gestaltung von Melde-
kanälen wird daher zentraler Gegenstand der 
Mitbestimmung sein.

Vertraulichkeit Meldestellen müssen die 
Vertraulichkeit wahren: das gilt für Hinweis-
geber:innen und Personen, die Gegenstand 
der Meldung sind oder sonst in der Meldung 
genannt sind (§ 8 HinSchG). Diese Regelung 
wird spezielle Datenschutz-Maßnahmen er-
fordern, technisch, organisatorisch und per-
sonell. Nicht Befugte dürfen keinen Zugriff 
auf  Meldungen oder das System haben. Mit-
be stimmungsrechte sind bei der Einrichtung 
der Meldewege und den erforderlichen Da-
tenschutzmaßnahmen zu prüfen und zu be-
achten.

Was ist mit Arbeitsschutz- und 
 Mitbestimmungsverstößen?

Verstöße gegen das Arbeitsschutzrecht kön-
nen in den Anwendungsbereich des Gesetzes 
fallen. Das HinSchG erfasst Verstöße gegen 
die Bereiche, die in der EU-Whistleblowing- 
Richtlinie aufgeführt sind (Unionsrecht), zu-
dem Verstöße gegen nationales Strafrecht und 
bußgeldbewehrte Vergehen, sofern die verletz-
te Vorschrift dem Schutz von Leib, Leben oder 
der Gesundheit dient (§ 2 Abs. 1 HinSchG).

Arbeitsschutzrecht Für den Arbeitsschutz 
bedeutet dies, dass Meldungen wegen straf-
bewehrter oder bußgeldbewehrter Verstöße in 
Betracht kommen. Hier sind vor allem auch 
die §§ 25, 26 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
zu nennen. Das gilt auch für Verstöße gegen 
das Arbeitszeitgesetz, Straftaten nach dem 
Strafgesetzbuch (StGB), Verstöße gegen das Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG), das Ar-
beitnehmerentsendegesetz, das Mindestlohn-

Sorgt für  
Klarheit

Wedde

Hinweisgeber-
schutzgesetz
Basiskommentar zum HinSchG
2024. Ca. 120 Seiten, kartoniert
ca. € 30,–
ISBN 978-3-7663-7348-9
Erscheint November 2023

bund-shop.de/7348

service@bund-shop.de
Info-Telefon: 069 / 95 20 53-0



arbeitsschutz und arbeitsgestaltung Das neue Hinweisgeberschutzgesetz

30

Gu te  A r b e i t  9  |2023

4 Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäi-
schen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz – SEBG).

gesetz (MiLoG), das Aufenthaltsgesetz, das 
Schwarzarbeitsgesetz sowie Ordnungswidrig-
keiten nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) III, 
dem SGB IV, dem Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG), dem Sprecherausschussgesetz, sons- 
tige Straftat- und Ordnungswidrigkeiten. Zu-
dem können Drittgefährdungen gemeldet wer-
den, etwa bei betrieblichen Umweltvergehen, 
Verstößen gegen das Gefahrstoffrecht, die 
Elektrosicherheit etc. Die interne Meldestelle 
ist nach § 13 HinSchG verpflichtet, die Mel-
dungen zu prüfen und angemessene Folge-
maßnahmen zu treffen. Das heißt, z. B. sind 
Verstöße gegen die Pflicht zur Zahlung des 
Mindestlohns nach § 20 MiLoG und bußgeld-
bewehrte Verstöße gegen das AÜG (nach § 16 
Abs. 1 AÜG) vom HinSchG erfasst.

Schutz der Vertretungsorgane Gemel-
det werden können auch Straftaten oder buß-
geldbewehrte Vorschriften, die dem Schutz 
der  Beschäftigtenrechte oder ihrer Vertre-
tungsorgane dienen. Dazu gehören etwa § 121 
BetrVG und § 46 SEBG.4 Wichtig sind Buß-
geldvorschriften, die eine Missachtung von 
Aufklärungs- und Auskunftspflichten gegen-
über dem Betriebsrat (Gesamtbetriebsrat, Kon-
zernbetriebsrat, Wirtschaftsausschuss usw.), 
den Interessenvertretungen (§ 46 Abs. 1 SEBG 
und nach § 45 EBRG) oder der Schwerbe-
hindertenvertretung (§ 238 Abs. 1 Nr. 8 SGB 
IX) sanktionieren. In den Fokus geraten kön-
nen auch Verstöße gegen § 121 Abs. 1 BetrVG, 
für den sich die Behörden bislang so gut wie 
nicht interessiert haben. So könnte es im 
Rahmen einer Betriebsänderung zu einer (ex-
ternen) Meldung kommen, sollte der Arbeit-
geber die nach § 111 BetrVG bezeichneten 
Aufklärungs- oder Auskunftspflichten nicht, 
wahrheitswidrig, unvollständig oder verspätet 
erfüllen. Dies ist in der aktuellen Transforma-
tion der Wirtschaft ein zentraler, relevanter 
Punkt.

Was gilt für den Datenschutz?

Das HinSchG führt zu einer Kollision mit dem 
Datenschutzrecht. Nach Art. 14 EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) müssten 
Personen, die in einer Meldung beschuldigt 
werden, über die Zwecke der Datenverarbei-
tung sowie die Identität des Hinweisgebers 
informiert werden. Ein solcher Fall kann ein-
treten, wenn das Verhalten von Dritten, z. B. 
von Kolleg:innen, Gegenstand einer Meldung 

ist. Nach DSGVO müsste der betroffenen Per- 
son u. a. mitgeteilt werden (Art. 14 Abs. 2f) 
DSGVO), aus welcher Quelle die personen-
bezogenen Daten stammen, was jedoch im 
Widerspruch zu § 8 Abs. 1 HinSchG steht (Ge-
bot der Vertraulichkeit). Datenschutzrecht-
liche Auskunfts- und Informationsansprüche 
werden daher eingeschränkt (vgl. Erwägungs-
grund 84 Whistleblower-RL, ABl. 2019 L 305, 
17). Rechts grundlage für eine datenschutz-
rechtliche Ausnahme ist z. B. § 29 Abs. 1 Satz 2 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG): Danach 
besteht kein Recht auf Auskunft der betroffe-
nen Person, wenn Informationen geheimhal-
tungsbedürftig sind.

Wie bestimmt der Betriebsrat mit?

Richtet der Arbeitgeber eine interne Melde-
stelle  ein, befassen sich die lokalen Be-
triebsräte  (BR) mit der Umsetzung kollek-
tivrechtlicher Vorgaben. Wird die Stelle auf 
Unternehmensebene angesiedelt, ist der Ge-
samtbetriebsrat (GBR) zuständig. Arbeitgeber 
sind gemäß § 80 Abs. 2 BetrVG verpflichtet, 
den BR bereits umfassend über die Pläne zur 
Umsetzung der Vorgaben des HinSchG zu 
informieren. Dazu gehört auch die Bereitstel-
lung von Unterlagen über die Ausgestaltung 
des geplanten Verfahrens bei internen Mel-
dungen  (§ 16 HinSchG). Auch die einzuset-
zende Technik ist präzise zu beschreiben und 
mit den Beschäftigtenvertretungen zu verein-
baren. Über Vordrucke und digitale Formulare 
muss der Arbeitgeber nicht nur informieren 
(nach § 94 Abs. 1 BetrVG, Personalfragebo-
gen), diese unterliegen der Zustimmung des 
BR.

Bei der Ausgestaltung interner Meldestel-
len greift die Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1 
Nr. 1 BetrVG, denn es geht um das »Wie«. Der 
Arbeitgeber hat dabei Gestaltungsspielräume, 
die die Mitbestimmung auslösen; das neue 
Meldeverfahren berührt Fragen der Ordnung 
im Betrieb (Verhalten der Beschäftigten), die 
mitbestimmungspflichtig sind. Bei der Ein-
richtung muss der Arbeitgeber sich zwischen 
der Bereitstellung eines Meldekanals oder der 
Einführung einer etwaigen Meldepflicht ent-
scheiden. Die Einführung einer Meldepflicht 
betrifft ebenso die Mitbestimmung wie die 
bloße Äußerung der Erwartung einer Meldung 
durch die Beschäftigten oder deren Ermunte-
rung hierzu, weil auch darin eine verhaltens-
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steuernde Maßnahme liegt (Bundesarbeitsge- 
richt (BAG) 22.7. 2008 – 1 ABR 40/07, Honey-
well-Entscheidung).

Da für das Meldeverfahren technische 
bzw.  digitale Einrichtungen eingesetzt wer-
den, beispielsweise E-Mail, Telefon oder eine 
Weblösung, ist zudem das Mitbestimmungs-
recht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG zu beach-
ten. Der BR kann verhindern, dass zu viele 
(technische) Beschränkungen den Zugriff von 
Hinweisgeber:innen auf das Meldesystem er-
schweren oder dass sie unzulässig überwacht 
werden (etwa durch bei der Meldestelle tätige 
Beschäftigte). Den in Meldestellen tätigen Per-
sonen kann die Arbeit erleichtert werden, wenn 
die Entgegennahme von Meldungen technisch 
mit bestimmten Verfahrensschritten standardi-
siert und dokumentiert wird (§ 17 HinSchG). 
Beauftragt der Arbeitgeber qualifizierte Be-
schäftigten oder Dritte als Meldestelle, muss 
er bei Einstellungen oder Versetzungen nach 
§ 99 BetrVG die Beteiligungsrechte des BR be-
achten. Der BR kann einen Gesetzesverstoß 
nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG rügen, wenn 
eine beauftragte Person für die Aufgabe per-
sönlich oder fachlich nicht so qualifiziert ist, 
wie nach § 15 HinSchG vorausgesetzt. Auch 
die Mitbestimmung nach § 94 BetrVG ist zu 
beachten, da der Arbeitgeber an vielen Stellen 
Beurteilungsgrundsätze aufstellen muss und 
deren Inhalte von den Betriebsparteien zu ge-
stalten sind.

Kritik und Ausblick

Eine Analyse des neuen Rechts zeigt aus un-
serer Perspektive: Insgesamt sind die Rege-
lungen des HinSchG zu restriktiv oder eng 
ausgefallen. So beschränkt sich der sachliche 
Anwendungsbereich nur auf straf- und buß-
geldbewehrte Vorschriften und erfasst nicht 
illegale Missstände unterhalb dieser Schwelle. 
So werden Verstöße beispielsweise gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), 
Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen 
nicht vom HinSchG erfasst, es bedarf daher 
der Nachsteuerung. Dies betrifft auch Ver-
stöße gegen das BetrVG, sofern es sich nicht 
um buß- oder strafbewehrte Vorschriften han-
delt. Erst recht wird das Fehlverhalten nicht 
erfasst, das formal legal ist, aber an dessen 
Bekanntmachung ein erhöhtes öffentliches In-
teresse vorliegt (z. B. Missstände in der Pflege, 
ethisch-moralisch-gesellschaftliche  Skandale). 

Kritisch zu sehen ist auch, dass u. a. »Ver-
schlusssachen« aus dem Anwendungsbereich 
des Gesetzes herausgenommen werden. Die 
Schutzwirkung für Hinweisgeber:innen ent-
fällt damit genau dort, wo sie eigentlich im  
nationalen Interesse besonders erforderlich 
wäre (vgl. z. B. den Fall Edward Snowden).

Der Umgang mit anonymen Meldungen 
ist  unzureichend, da keine Verpflichtung be-
steht, die Abgabe anonymer Meldungen zu 
ermöglichen. Anonymität sollte ein integra-
ler  Bestandteil effektiver Hinweisgebersyste-
me sein, um Hinweisgeber:innen die Hemm-
schwelle zu nehmen, Hinweise abzugeben. Es 
ist davon auszugehen, dass die meisten Hin-
weisgeber:innen Verstöße oder Auffälligkei-
ten aus Angst vor Benachteiligungen lieber in 
anonymer Weise melden möchten. Die bloße 
Formulierung der entsprechenden Regelung 
als »Soll-Vorschrift« bietet keinen ausreichen-
den Schutz. Auch die Schutzmaßnahmen als 
Kernstück des Gesetzes sind nicht ausführ-
lich genug geregelt. Eine dezidierte Auflistung 
möglicher Repressalien und  unterschiedlicher 
Maßnahmen fehlt im Gesetz, wie sie in der 
EU-Whistleblower-Richtlinie umfassend ent-
halten ist (s. o. Liste der Repressalien).

Die arbeitgeberseitige Fürsorgepflicht ge-
bietet, dass Beschäftigte vor Missbrauch der 
Meldestelle im Hinblick auf ungerechtfer-
tigte  Denunziation geschützt werden. Dafür 
ist ein Kommunikationskonzept erforderlich, 
das z. B. Erklärvideos, Intranet-Beiträge, Hand-
outs,  Veranstaltungen und Seminare beinhal-
tet. Schließlich bietet sich auch eine Aufnahme 
des Hinweisgebersystems in den Verhaltens-
kodex zur Kommunikation und Unterstützung 
der Unter nehmens- und  Compliance-Kultur 
an. Interessenvertretungen sollten auch hier – 
gestützt auf ihre Mitbestimmung nach den 
§§ 96 bis 98 BetrVG  – nachsteuern und Ge-
setzeslücken durch Betriebsvereinbarungen 
schließen. 
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